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1. Grundsätzliches

1. Grundsätzliches

Laut SGB VIII haben Träger von betriebserlaubnis-
pflichten Einrichtungen dem Landesjugendamt neben 
der Betriebsaufnahme (§ 47 Satz 1 Nr. 1) und der Be-
triebsschließung (§ 47 Satz 1 Nr. 3) auch unverzüglich 
„Ereignisse oder Entwicklungen“ anzuzeigen, „die 
geeignet sind, das Wohl der Kinder und Jugendlichen 
zu beeinträchtigen“ (§ 47 Satz 1 Nr. 2). Dadurch soll 
sichergestellt werden, dass Gefährdungssituationen 
oder negativen Entwicklungen möglichst frühzeitig 
entgegengewirkt werden kann. Wer eine Anzeige 
bzw. Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig macht, handelt gem. § 104 
Abs. 1 Nr. 3 SGB VIII ordnungswidrig.

Es handelt sich bei den Meldungen gem. § 47 SGB 
VIII um Geschehnisse, die den Betrieb der Tagesein-
richtung betreffen. Erlangen Fachkräfte Kenntnis von 
Gefahrenlagen, die außerhalb des Verantwortungs-
bereichs der Tageseinrichtung liegen, ist § 8a SGB VIII 
anzuwenden.

2. Meldepflichtige Ereignisse und  
Entwicklungen

Meldepflichtig sind alle sogenannten „besonderen“ 
Vorkommnisse, also außergewöhnliche akute Ereig-
nisse und/oder über einen gewissen Zeitraum anhal-
tende Entwicklungen, die geeignet sind, das Kindes-
wohl zu gefährden bzw. dieses zu beeinträchtigen 
oder den Betrieb der Einrichtung zu gefährden. Die 
nachfolgende Auflistung an Beispielen soll der Orien-
tierung dienen, welche Ereignisse und Entwicklungen 
grundsätzlich meldepflichtig sind - sie kann jedoch 
nicht als abschließend verstanden werden. Vielmehr 
muss im jeweiligen Einzelfall im Kontext einer auf 
den Kinderschutz ausgerichteten Grundhaltung eine 
Einschätzung getroffen werden, ob ein Ereignis oder 
eine Entwicklung meldepflichtig ist.
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2. Meldepflichtige Ereignisse und Entwicklungen 

2.1 Beispiele für meldepflichtige  
Ereignisse und Entwicklungen

a) Fehlverhalten von Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern (oder anderen Personen)
• Aufsichtspflichtverletzungen (z.B. unbemerktes 

Verlassen eines Kindes vom Außengelände, Kind 
falscher Person übergeben)

• Übergriffe/Gewalttätigkeiten (z.B. Schlagen, Knei-
fen, Treten, Zerren, etc.) ausüben, fördern oder 
nicht verhindern

• Sexuelle Übergriffe/sexuelle Gewalt
• Unangemessenes Erziehungsverhalten

 - Zwangsmaßnahmen (z.B. beim Essen, beim 
Schlafen)

 - Isolieren, Separieren, Einsperren von Kindern
 - Fixieren von Kindern
 - Verbale oder psychische Übergriffe (Bloßstellen, 

herabwürdigen, grober Umgangston)
 - Androhung und Umsetzung unangemessener 

Straf- und Erziehungsmaßnahmen
 - Verletzung der Rechte von Kindern

• Vernachlässigung/Verletzung der Fürsorgepflicht
 - Unzureichendes Wechseln von Windeln
 - Mangelnde Getränkeversorgung
 - Mangelnde Aufsicht

b) Straftaten bzw. Strafverfolgung von Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern
• Verdacht auf Straftaten bzw. Bekanntwerden von 

Straftaten
• Einträge im Führungszeugnis
• Ermittlungsverfahren (in Zusammenhang mit Tätig-

keit oder mit Hinweisen auf mangelnde persönliche 
Eignung)

c) Besonders schwere Unfälle von Kindern
• Unfälle durch Vernachlässigung der Verkehrssi-

cherungspflicht (z.B. Zugänglichkeit von Reini-
gungsmitteln oder anderen gefährlichen Stoffen, 
Nutzung von schadhaften Spielmaterialien oder 
-geräten)

• Schwere Verletzungen
• Unfälle mit Todesfolge

d) Massive Beschwerden (Kindeswohlgefährden-
der Inhalt und / oder Störung des Betriebsfrie-
dens)
• Über die Einrichtung, den Träger oder die Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter
• Von Eltern, Beteiligungsgremien, Kindern, Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern und/oder Außenstehen-
den

• Presseberichte / soziale Medien

e) Strukturelle und personelle Rahmenbedingun-
gen
• Länger anhaltende Unterschreitung der personellen 

Mindestbesetzung
• Anzeichen dafür, dass die wirtschaftlichen Voraus-

setzungen nicht erfüllt werden
• Vorgänge, die die Arbeitsfähigkeit des Teams in 

Frage stellen
 - Erhebliche betriebsinterne Konflikte
 - Wiederholte Mobbingvorfälle oder –vorwürfe

• Hinweise auf Mangel persönlicher Eignung von 
Mitarbeitenden
 - Rauschmittelkonsum bzw. -abhängigkeit
 - Zugehörigkeit zu einer Sekte oder extremisti-

schen Vereinigung
 - Psychische oder körperliche Ungeeignetheit
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2. Meldepflichtige Ereignisse und Entwicklungen 

f) Betriebsgefährdende und katastrophenähnli-
che Ereignisse
• Bauliche/technische Mängel
• Schäden am Gebäude (z.B. durch Feuer, Explosion, 

Hochwasser, Sturm)
• Ereignisse, die erhebliche Schäden an Leib, Leben 

und Gesundheit verursacht haben oder verursa-
chen können (z.B. Insekten- oder Schädlingsbefall, 
Schimmelbildung)

• Erhebliche Auswirkungen von Infektionskrank-
heiten auf den Betrieb, wie z. B. Epidemien oder 
Betriebsschließungen (Die Krankheiten sind zudem 
unverzüglich dem örtlich zuständigen Gesundheits-
amt zu melden.)

• Mängelfeststellung und/oder Auflagen anderer 
Behörden/Fachämter (Bauaufsicht, Brandschutz, 
Gesundheitsamt, Unfallkasse, etc.)

• Umfangreiche Bau- oder Sanierungsmaßnahmen, 
die die Nutzung anderer Räumlichkeiten erfordern

g) Grenzverletzendes/übergriffiges Verhalten 
unter Kindern
• Körperliche Übergriffe
• Psychische/seelische Übergriffe
• Sexuelle Übergriffe

2.3 Meldeschwellen und -wege

Die Schwierigkeit bei der Einschätzung, ob eine 
Entwicklung oder ein Ereignis geeignet ist das Wohl 
der Kinder zu beeinträchtigen, besteht darin, dass 
es zwar eindeutige Situationen gibt, aber auch viele 
Situationen, die einer Bewertung bedürfen. Hier gilt 
es zu differenzieren. Wenn Unsicherheiten bei der 
Bewertung einer Entwicklung oder eines Ereignisses 
bestehen, können die Dienste der Fachberatungen 
(Landesjugendämter, Spitzenverbände, Jugendämter, 
Träger) in Anspruch genommen werden.

Trägern stellt sich die Aufgabe sich auf interne Melde-
schwellen zu einigen und diese an alle Beteiligten zu 
kommunizieren. Auch wenn die Meldepflicht gem. § 
47 Satz 1 Nr. 2 SGB VIII dem Träger obliegt, müssen 
Leitungen und ggfs. auch Fachkräfte darüber infor-
miert sein, wann sie Ereignisse oder Entwicklungen 
ihrerseits weitergeben, sodass der Träger jederzeit 
zuverlässig über eine eventuelle Notwendigkeit einer 
Meldung informiert ist. Der Träger sollte dann sei-
nerseits ein abgestuftes Verfahren festlegen, wann 
Ereignisse oder Entwicklungen an das zuständige 
Landesjugendamt gemeldet werden müssen. Häufig 
stellt der Träger parallel auch eine Information des 
Jugendamtes sicher.
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3. Form der Meldungen

3. Form der Meldungen

Meldungen an das zuständige Landesjugendamt 
können schriftlich per Brief, E-Mail oder Fax und/oder 
vorab telefonisch erfolgen. 

• Für Meldungen an das LVR-Landesjugendamt 
Rheinland steht Ihnen ein Online-Meldeformular 
zur Verfügung (https://jugend.lvr.de > Kinder und 
Familien > Tagesbetreuung für Kinder > Betriebser-
laubnis und Aufsicht > Meldepflicht im laufenden 
Betrieb). 

• Für Meldungen an das LWL-Landesjugendamt 
Westfalen steht die zentrale E-Mail-Adresse  
meldung47-kita@lwl.org zur Verfügung. Die Mel-
dungen können formlos erfolgen, sollten aber die 
folgenden Punkte, zumindest im Wesentlichen, 
enthalten:

a) Allgemeine Angaben zur Meldung
• Name und Ort der Einrichtung
• Ort und Zeitpunkt des Vorkommnisses
• Beteiligte Personen und ggfs. Beobachter
• Ggfs. Name des Kindes (mit anonymisiertem Nach-

namen), Geburtsdatum
• Darstellung des Ereignisses durch detaillierte Be-

schreibung
• Ggfs. sofortig eingeleitete Maßnahmen zur Ab-

wehr von Gefahren

b) Stellungnahme und fachliche Einschätzung
• Name und berufliche Qualifikation des beteiligten 

Personals
• Fallführendes Jugendamt (ggfs. mit dortigem 

Ansprechpartner) und weitere beteiligte Personen, 
Institutionen oder Behörden 

• Angaben über die evtl. Anhörung/Befragung der 
Beteiligten

• Etwaige Informationsweitergabe an Eltern, Perso-
nensorgeberechtigte

• Bereits eingeleitete sowie geplante Maßnahmen
• Bereits absehbare Konsequenzen, die gezogen 

wurden bzw. werden

c) Weitere Verfahrensschritte
• Überlegungen zur zukünftigen Prävention: konzep-

tionelle und/oder strukturelle Änderungen
• Notwendigkeit einer strafrechtlichen Prüfung/An-

zeige
• Arbeits- und dienstrechtliche Maßnahmen
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4. Umgang mit Ereignissen/Entwicklungen (Zuständigkeitsabgrenzungen)

4. Umgang mit Ereignissen/Entwicklungen 
(Zuständigkeitsabgrenzungen)

4.1 Aufarbeitung von Ereignissen

Die Aufgabe des Landesjugendamtes ist es, die Träger 
und Einrichtungen dabei zu unterstützen, einen dem 
Kindeswohl zuträglichen Betriebsablauf sicherzu-
stellen. Dies geschieht in erster Linie durch Beratung 
hinsichtlich der Alltagsstrukturen. Hier ist die Konzep-
tions- und Qualitätsentwicklung wichtig. Aber auch 
im Hinblick auf akute Interventionen und Umgang mit 
persönlichem Fehlverhalten kann das Landesjugend-
amt u. a. durch Beratung unterstützen. Die Beratung 
der Träger und Einrichtungen wird grundsätzlich 
in enger Kooperation mit dem örtlich zuständigen 
Jugendamt und ggf. der für den Träger zuständigen 
Fachberatung durchgeführt. Im Regelfall ist die Be-
ratung zielführend, sodass weitergehende aufsichts-
rechtliche Maßnahmen nicht erforderlich sind. Sollte 
in Einzelfällen ein beratender Ansatz nicht ausrei-
chend sein, kann das Landesjugendamt zur Sicherung 
des Kindeswohls auch Auflagen erteilen.

4.2 Informations- und 
Kommunikationsstrukturen des Trägers

Neben dem konkreten Meldeinhalt werden bei der 
Beratung auch die Strukturen in den Blick genom-
men. Zu einem ordnungsgemäßen Beschwerdeverfah-
ren gehören seitens des Trägers klar definierte Zustän-
digkeiten und Informationswege. Folgende Übersicht 
soll hierzu eine erste Orientierung bieten: 
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4. Umgang mit Ereignissen/Entwicklungen (Zuständigkeitsabgrenzungen)

Funktion Zuständigkeiten

Träger Durch § 47 Satz 1 Nr. 2 SGB VIII ist der Träger gefordert, Entwicklungen und Ereignisse, 
die geeignet sind, das Wohl der Kinder zu beeinträchtigen unverzüglich dem Landes-
jugendamt zu melden.

Weiterhin schreibt § 45 SGB VIII als betriebserlaubnisrelevant vor, dass eine Einrichtung 
Kindern die Möglichkeit zur Beschwerde einräumen muss (§ 45 Abs. 2 Nr. 3) und dass 
sie in ihrer Konzeption Angaben zur Qualitätssicherung und -entwicklung aufzustellen 
hat (§ 45 Abs. 3 Nr. 1).

Nimmt man diese Vorschriften zusammen in den Blick bedeutet dies, dass zur Erfüllung 
dieser Vorgaben zwischen Träger und Einrichtung klare Beschwerde- und Meldewege 
definiert sein sollten. Zudem sollten Meldeschwellen und Meldeinhalte vereinbart wer-
den. Der Träger muss sicherstellen, dass er über potenziell das Kindeswohl beeinträchti-
gende Entwicklungen und Ereignisse von Seiten der Kindertageseinrichtung umgehend 
informiert wird. Ebenso sollte er über Beschwerden in Kenntnis gesetzt werden, sobald 
diese eine von ihm definierte Tragweite erreicht haben, zumindest aber diejenigen, die einer 
Meldepflicht unterliegen.

Der Träger muss in der Lage sein, seiner Meldepflicht nach § 47 Satz 1 Nr. 2 SGB VIII nach-
zukommen bzw. bei niedrigschwelligen Angelegenheiten selbst steuernd einzugreifen und 
z.B. die Fachberatung einzuschalten. Auf Aufforderung des Landesjugendamtes muss der 
Träger (unter Beteiligung der Fachkräfte) Stellung zur gemeldeten Situation beziehen.
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4. Umgang mit Ereignissen/Entwicklungen (Zuständigkeitsabgrenzungen)

Funktion Zuständigkeiten

Leitung Die Leitung fungiert als zentrales Bindeglied zwischen Eltern, Team und Träger. Sie muss 
dafür Sorge tragen, dass die Mitarbeitenden Informationen rechtzeitig und geordnet weiter-
geben.

Insbesondere muss die Leitung sicherstellen, dass Eltern die Möglichkeit zur Beschwerde 
haben. Hierfür müssen sowohl eine Form als auch die Struktur für eine sachgemäße Be-
handlung der Beschwerden festgelegt sein. Zudem ist eine Dokumentation erforderlich.
Auch die interne Informationsweitergabe durch Fachkräfte an die Leitung muss geregelt 
sein. Sachverhalte, die das Kindeswohl beeinträchtigen könnten, müssen der Leitung unver-
züglich in angemessener Weise mitgeteilt werden.

Die Leitung muss auf Grundlage der rechtlichen Vorgaben und der Umsetzungsvorschriften 
des Trägers in der Lage sein, Beschwerden und das Kindeswohl tangierende Situationen 
dahingehend zu bewerten, wann eigenverantwortlich aufgearbeitet werden kann und 
wann zwingend der Träger einzubinden ist. Diese Schwellen müssen regelmäßig überprüft 
werden.

Die Leitung muss im Sinne des Trägers für ein geordnetes Dokumentationswesen sorgen.
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4. Umgang mit Ereignissen/Entwicklungen (Zuständigkeitsabgrenzungen)

Funktion Zuständigkeiten

(Pädagogische) 
Fachkräfte

Pädagogische Fachkräfte müssen den formalen und inhaltlichen Vorgaben des Trägers ent-
sprechend Informationen und Beschwerden an die Leitung oder über die Leitung an den 
Träger weitergeben.

Zudem müssen pädagogische Fachkräfte im Rahmen des § 45 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII dafür 
Sorge tragen, dass die ihnen anvertrauten Kinder die Möglichkeit zur Beschwerde haben. 
Das bedeutet auch, dass Kritik, die in kindlichen Äußerungen oder Verhaltensweisen implizit 
enthalten ist, manchmal auch als Beschwerde eingeordnet werden muss, da von Kindern 
nicht erwartet werden kann, dass sie eine vorgegebene Form bedienen.

QM-beauftragte 
Fachkraft

Die für Qualitätssicherung und -entwicklung zuständige Fachkraft muss dafür Sorge tragen, 
dass im Sinne des § 45 Abs. 3 Nr. 1 i.V.m. Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII Beschwerdewege definiert 
und (z.B. über Aushänge) kommuniziert sind. Es muss für Eltern klar sein, welcher Weg 
ihnen zur Verfügung steht, wenn sie Unmut oder Kritik äußern wollen.
Sollte für diese Aufgaben keine Fachkraft benannt sein, fällt dies in die Zuständigkeit der 
Leitung.

Fachberatung und 
örtliches Jugend-
amt

Im Rahmen ihrer Funktion sollen bei der Bearbeitung von Meldungen grundsätzlich die 
zuständigen Fachberatungen und die zuständigen Mitarbeiter des örtlichen Jugendamtes in 
Beratungsprozesse der Einrichtungen einbezogen werden.

In weiteren Fragen stehen Ihnen die Fachberaterinnen und Fachberater  
der Landesjugendämter gerne zur Verfügung.
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